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vernement 


Polizeiverordnung 
über den Schutz von Befestigungsanlagen im Generalgouvernement. 


Vom 3. September 1944. 


Auf Grund des § 3 der Verordnung über Sicher- 


heit und Ordnung im Generalgouvernement vom i 


26. Oktober.1939 (VBIGG: S. 5) ordne ich an: 


Sı 


Befestigungsanlagen jeder Art und das um- 
liegende Gelände im Umkreis von 100 m dürfen 
von Unbefugten nicht betreten werden. 


82 
Befestigungsanlagen dürfen weder vorsätzlich 
noch fahrlässig beschädigt. werden. Insbesondere 
dürfen an ihnen keine Veränderungen vorgenom- 
men, Befestigungsgräben weder zugepflügt noch 
aufgefüllt und die aufgestellten ‚Hindernisse nicht 
entfernt werden. j 


S3 
Das Photographieren des Stellungsbaues und von 
Befestigungsanlagen jeder Art ist verboten, 


S4 
(1) Mais, Sonnenblumen, Baumschulen und Korb- 


weiden dürfen in einem Bereich von 1 km vor und 
hinter den Stellungen nicht angebaut werden. 


(2) In bestehenden Anpflanzungen innerhalb 
dieses. Bereichs sind Mais- und Sonnenblumen- 
stengel nach der Ernte restlos auszuziehen und zu 
entfernen, Korbweiden sind sofort zu kürzen, Ge- 
treide ist beschleunigt abzuernten. 


4 


$5 
Strohmieten dürfen nicht auf erhöhten Punkten 
angelegt werden. 


$ 6 
Den Anordnungen der militärischen oder Polizei- 
Dienststellen zur Entfernung von Bäumen oder an- 
deren Gegenständen in der Nähe von Befestigungs- 
anlagen ist sofort Folge zu leisten. 


$7 
Der Kreis(Stadt)hauptmann kann im Einver- 
nehmen mit der örtlich zuständigen Wehrmacht- 
dienststelle in besonderen Fällen Ausnahmen von 
den Vorschriften dieser Polizeiverordnung zulassen. 


S8 
(1) Zuwiderhandlungen gegen diese Polizeiver- 
ordnung in.der Absicht, das deutsche Aufbauwerk 


‚zu hindern oder zu stören, werden nach der Ver- 


ordnung zur Bekämpfung von Angriffen gegen das 
deutsche Aufbauwerk im 'Generalgouvernement 
vom 2. Oktober 1943 (VBIGG. S. 589) im stand- 
gerichtlichen Verfahren mit dem Tode bestraft. 
(2) Im übrigen werden Zuwiderhandlungen nach 
Maßgabe der Verordnung über das Verwaltungs- 
strafverfahren im  Generalgouvernement _ vom 
13. September 1940 (VBIGG. I S. 300) bestraft. 
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(3) Neben oder an Stelle derStrafe können polizei- 
liche Zwangsmaßnahmen gegen die Schuldigen 
ergriffen werden. 


Krakau, den 3. September 1944. 
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Diese Polizeiverordnung tritt am 7. September 
1944 in Kraft, 


Der Höhere 44- und Polizeiführer 
im Generalgouvernement 
— Der Staatssekretär für das Sicherheitswesen — 


Koppe 


Vierte Durchführungsvorschrift 


zur Verordnung vom 20. Dezember 1939 über Unterstützungen an Militärrentenempfänger des 
ehemaligen polnischen Staates und ihre Hinterbliebenen (Kriegsopferverordnung). 


Vom 1. September 1944. 


Zur Durchführung. der 'Kriegsopferverordnung 
vom 20. Dezember 1939 (VBIGG. 1940 I S. 1) be- 
stimme ich: . 

$i 

Zu den nach der Kriegsopferverordnung vom 
20. Dezember 1939 (VBlGG. 1940 I S. 1) und den 
Notmaßnahmen für Wehrsoldaten an die im Ge- 
neralgouvernement wohnenden Versorgungs- 


‚berechtigten zu zahlenden Unterstützungen ist eine | 


Zulage zu gewähren. 


§2 
(1) Die monatliche Zulage beträgt für Beschä- 
digte bei einer Erwerbseinbuße 


DIS "34 Va EAE 10.— Zloty 
von 35 „ 4v.H. 30.— n 
u Abe GA VCH. a0 
MICH TIBATNE NEIN 3.0 00 50.-— y 
2088 100 v. H. und für 
Pflegezulageempfänger 60.— 


Krakau, den 1. September 1944. 


(2) Witwen und Vollwaisen“ werden je die 
Hälfte, Eltern und Halbwaisen je ein Viertel der 
Zulage des Beschädigten, jedoch mindestens 10.— 
Zloty monatlich gewährt. 
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(1) Die für die Unterstützungen maßgebenden 
Einkommensgrenzen und Höchstbeträge (Art. 23, 
33 und 34 des polnischen Invalidenversorgungs- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Februar 1935, Gesetzblatt der Republik Polen 
Nr. 5 Pos. 31) sind um den jeweiligen Betrag. der 
Zulage zu erhöhen. 


:(2) Die Zulage unterliegt nicht den allgemeinen 
Kürzungsbestimmungen. Sie ist auch bei Kapitali- 
sierung der Rente oder eines Teiles derselben voll 
zu gewähren. 


S4 
Diese Durchführungsvorschrift ist vom 1. August 
1944 an anzuwenden. 


Der Generalgouverneur 
Im Auftrag 


Struve 


t 


L 


Vierte Durchführungsvorschrift 


zur Verordnung vom 9. Dezember 1939 über die vorläufige Regelung von Unterstützungszahlungen 
an Pensionsempfänger des ehemaligen polnischen Staates und der polnischen Selbstverwaltungs- 
verbände. 


' Vom 4. September 1944. 


Zur Durchführung der Verordnung über die vor- 
läufige Regelung von Unterstützungszahlungen an 


Pensionsempfänger des ehemaligen polnischen 
Staates und ‘der polnischen Selbstverwaltungs- 


- verbände vom 9. Dezember 1939 (VBIGG. S. 206) 


und der Verordnung über die vorläufige Ruhe- 
standsversorgung der wiederbeschäftigten Beamten 
des ehemaligen polnischen Staates und der Gemein- 
den und Gemeindeverbände vom 31. Juli 1942 
(VBIGG. S. 431) bestimme ich: 
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£ $1 
Zu den Unterstützungen, die auf Grund der Ver- 
ordnungen vom 9. Dezember 1939 und vom 31. Juli 
1942 gezahlt werden, werden den im Generalgou- 
vernement wohnenden Unterstützungsempfängern 
bis auf weiteres die folgenden besonderen Zu- 
schläge gewährt: 
1.bei Hauptunter- 
stützungen 
Ruhegeldunterstützun- 
gen monatlich 60 Zloty, 


w 


.beiWitwenunter- 
stützungen 
Witwengeldunterstützun- { 
gen, monatlich 30 Zloty, 
3.bei Waisenunter- 
stüutzungen 
Waisengeldunterstützun- 
gen monatlich 15 Zloty. 


§ 2 
Die nach der Zweiten Verordnung über die vor- 
läufige Regelung von Unterstützungszahlungen an 
Pensionsempfänger des ehemaligen polnischen 


Krakau, den 4. September 1944. 


Staates und der polnischen Selbstverwaltungsver- 
bände vom 20. März 1942 (VBIGG. S. 142) und nach 
der Zweiten Verordnung über die vorläufige Ruhe- 
standsversorgung der wiederbeschäftigten Beamten 
des ehemaligen polnischen Staates und der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände vom 13. Oktober 
1942 (VBIGG. S. 650) zu zahlenden Zuschläge blei- 
ben in der bisherigen Höhe bestehen. 


S 3 
(1) Die besonderen Zuschläge nach $ 1 werden 
zu Lasten der Träger von den Zahlstellen der 
Unterstützungen gezahlt. 


(2) Soweit die Unterstützungen an die von der 
Rentenkammer betreuten Unterstützungsempfän- 
ger vorübergehend vorschußweise von den Kassen 
der Gemeinden gezahlt werden, sind auch die nach 
§ 1 zu gewährenden besonderen Zuschläge von den 
Kassen der Gemeinden auszuzahlen. 


§ 4 
Diese Durchführungsvorséhrift ist vom 1. August 
1944 an anzuwenden. 


Der Generalgeuverneur 
K Im Auftrag 


Dr.Senkowsky So \ 


Anordnung 


über. Zulagen für die nichtdeutschen Arbeiter und Arbeiterinnen im öffentlichen Dienst 
im Generalgouvernement. 


Vom 29. August 1944. 


Auf Grund des § 8 der Verordnung über die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeits- 
schutz im Generalgouvernement vom 31. Oktober 
1939 (VBIGG. S. 13) in der Fassung der Änderungs- 
verordnung vom 26. Juni 1943 (VBIGG. S. 281) in 
Verbindung mit $ 3 der Fünften Durchführungs- 
nung T RT Dezember 1940 (VBIGG. I 
S. 560) sowie des $ 1 Abs. 3 der Tarifordnung 
fiir die nichtdeutschen Arbeiter und Arbeiterinnen 
im öffentlichen Dienst im Generalgouvernement 
(TO. II) vom 28. Dezember 1942 (VRIGG. 1943 S. 23) 
wird angeordnet: 

; $1 

(1) Zu den auf Grund des $ 5 Abs. 5 der TO. Il 
zu zahlenden Löhnen ist eine Ausgleichszulage zu 
‚gewähren. Diese beträgt monatlich 


Krakau, den 29. August 1944. ' 


o 


in Ortsklasse 


S ee 80 ZLOLY, 
REINE RE er 
BE NOINE 
U ren 0: 


(2) Für die Einteilung der Orte oder von Orts- 
teilen gilt die Verordnung über die Besoldung der 
deutschen Beamten im _Generalgouvernement 
(Ortsklasseneinteilung) vom 13. Mai 1942 (VBIGG. 
S. 258) entsprechend. 


82 


Diese Anordnung ist vom 1. April 1944 an anzu- 
wenden. 


Regierung des Generalgouvernements 
Hauptabteilung Arbeit 


In Vertretung 


Rhetz 
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Anordnung 


a 


zur Regelung der Arbeitsbedingungen der in der Heimatflak eingesetzten deutschen Gefolgschafts- 
‚mitglieder von Betrieben der privaten Wirtschaft im Generalgouvernement. 


Vom 6.-September 1944. 


Auf Grund ‚des $ 8 der, Verordnung über die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeits- 
schutz im Generalgouvernement vom 31. Oktober 
1939 (VBIGG. S. 13) in der Fassung der Änderungs- 
verordnung vom 26. Juni 1943 (VBIGG S. 281) in 
Verbindung mit $ 3 der Fünften Durchführungs- 
verordnung hierzu vom 14. Dezember 1940 (VBIGG. II 
S. 560) wird angeordnet: 


SE 
Deutsche Gefolgschaftsmitglieder von Betrieben 
der privaten Wirtschaft im Generalgouvernement 
gelten für die Dauer eines Einsatzes bei der Hei- 
matflak als beurlaubt. Während der Beurlaubung 
darf das Arbeitsverhältnis nicht gelöst oder ge- 
kündigt werden. 


Krakau, den 6. September 1944. 


$2 d 


Für die Dauer des Einsatzes, bei der Heimatflak 
sind die Arbeitsvergütung und das Trennungsgeld 
oder die Auslösung weiterzuzahlen; bei wechseln: 
den Grundbezügen ist der Durchschnittsbetrag der 
letzten drei Monate maßgebend. 


Ss 3 
Über die Erstattung dieser Beträge an die Be- 
triebsführer ergehen besondere Bestimmungen. 
§ 4 


Diese Anordnung tritt mit dem Beginn der Lohn- 
woche in Kraft, in die der 1. September 1944 fällt. 


Regierung des Generalgouvernements 
Hauptabteilung Arbeit 


In Vertretung 


Rhetz 
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